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Die Vorgänge in Altpreußen bei der Deportation 
preußiſcher Untertanen nach Sibirien im Jahre 1802 
Von Friedrich Grieger. 


Die am Anfang des vorigen Jahrhunderts unter der Regierung 
Friedrich Wilhelms III. erfolgte Deportierung preußiſcher Untertanen 
in die Bergwerke von Nertſchinsk (öſtlich des Baikalſees) hat neben 
gelegentlichen Vermerken in hiſtoriſchent) und rechtsgeſchichtlichen') 
Werken zwei umfangreichere Darſtellungen erfahren. In ſeiner 1888 
erſchienenen „Rechtsverwaltung und Rechtsverfaſſung)“ Branden⸗ 
burg⸗Preußens hat A. Stölzel dieſem ſeltſamen Ereignis als einem 
Charakteriſtikum des „Niedergangs“ des preußiſchen Staates einen 
größeren Platz eingeräumt. Legte A. Stölzel in ſeiner, auf genauer 
Kenntnis der Acta generalia des Juſtizminiſteriums und des Ge: 
heimen Staatsarchivs beruhenden, Arbeit den 1 Wert 


mittel e verwendbar d, Berlin (1898), S 238. — 0 Magazin 
der nn ehrtheit in den preußiſchen Staaten, Berlin (1801), S. 284/94. 
K. W. F. Grattenauer, über die Notwehr, Breslau (1806). — Stier⸗ 
Somlo u. 2 „yanbwörterbug der Rechtswiſſenſchaft, Berlin⸗Leipzig 
(1927), Bd. 2 S. 1 
6) S. 346 fg. 155 499. 


auf eine rechtsgeſchichtliche Erfaſſung der Deportation und im weite⸗ 
ren Kreiſe auf ihre Eingliederung in die Politik Preußens dem ruſſi⸗ 
ſchen Reiche gegenüber, ſo hat ſich der Verfaſſer eines im 72. Bande 
der „Zeitſchrift des Vereins für Geſchichte Schleſiens!)“ erſchienenen 
Artikels bemüht, die internen Vorgänge in der Provinz, das Aus⸗ 
wahlverfahren beſonders in den einzelnen Landesteilen, am Beiſpiele 
Schleſiens zu kennzeichnen. Unberückſichtigt bleiben mußte bei beiden 
Abhandlungen die außerordentlich bedeutſame Rolle, die Oſt⸗ und 
Weſtpreußen in der Geſchichte der Deportation ſpielen. Mit Danzig, 
als dem Ort, aus dem die erſte Anregung zur Einleitung einer Depor⸗ 
tation „incorrigibler Verbrecher“ kam, — um ſolche und nicht um 
politiſch Mißliebige handelt es ſich bei der Deportierung im Jahre 
1802 ausnahmslos — mit Pillau, als dem Verſammlungs⸗ und Ver⸗ 
ſchiffungsort der Deportanden und mit Oſt⸗ und Weſtpreußen, als dem 
Zufluchtsort der auf dem Wege nach Sibirien entwichenen Verbrecher, 
rücken dieſe beiden Provinzen naturgemäß bald in den Mittelpunkt 
der Geſchichte der Deportation. Die Schilderung dieſer Vorgänge in 
den angeführten Generalia?) ergibt ein äußerſt intereſſantes und 
inſtruktives Bild der Zeit um 1800 in Altpreußen, der Sicherheits⸗ 
und Polizeiverhältniſſe in Weſtpreußen namentlich, der Grenzverhält⸗ 
niſſe mit den neu hinzugekommenen polniſchen Gebieten (Südpreußen 
und Neuoſtpreußen) und Rußland und des Schiffs⸗ und Warenver⸗ 
kehrs aus den preußiſchen Häfen, daß es wohl gewagt werden kann, 
die Deportation preußiſcher Miſſetäter als einen weſentlichen, wenn 
auch nicht erfreulichen Beſtandteil altpreußiſcher Geſchichte zu bezeich⸗ 
nen und zu fixieren, zumal Altpreußen auch die größte Quote an 
Deportanden aufweiſt. Ihre Darſtellung wird auch erweiſen, daß dem 
berüchtigten Räuberunweſen im Weiten‘) um die Jahrhundertwende, 
das in den berühmten, in zahlreichen literariſchen, volkskundlichen und 
kriminalgeſchichtlichen Arbeiten geſchilderten Figuren des „Schinder⸗ 
hannes“, des „Fetzers“, Karl Heckmanns, Damian Heſſels und anderer 
kulminiert, ein faſt ebenſo umfangreiches Banditen- und Räuberweſen 
im Oſten, vor allem in Schleſien und Weſtpreußen, entſprach, deſſen 
Exponenten nur nicht ſo bekannt und bisher noch nicht ſo ausgiebig 
kultur⸗ und ſittengeſchichtlich erfaßt worden ſind wie ihre weſtlichen 
Genoſſen“). Chronologiſch ſteht, wie ſchon bemerkt wurde, Danzig an 
der Spitze der Deportation. Im April des Jahres 1800 regte das Dan⸗ 
ziger Stadtgericht bei der weſtpreußiſchen Regierung (dem damaligen 
Obergericht) anläßlich des Entweichens der berüchtigten Danziger 
Speicherdiebe Baſtian und Konſorten an, ob es nicht rätlich ſei, Ver⸗ 


) S. 276/293 (F. Grieger, Schleſien und die Deportation nach Sibirien 
im Jahre 1802). 

5) Von den Acta generalia des Juſtizminiſteriums wurden für die vor⸗ 
liegende Arbeit Criminalia 10, Vol. 1—3 und Criminalia 6, Vol. 1 (Ge 
fängniſſe. Allgemeines 33) benutzt. Aus den Beſtänden des Geheimen Staats⸗ 
archivs Berlin⸗Dahlem wurden zur Ergänzung herangezogen: Rep. 84 a 
J Ge, a Ib, a IP ce, a IP. gg Vol. 2. 3, Rep. 89,65 K, Rep. 11 mn 249 a 1. 
fasc. 58 und Landrecht 5, vol. 1. 

e) Neuer Pitaval, Leipzig (1860), Bd. 18 S. 146 fg. 

7) Als einzige Ausnahme: der berühmte ſchleſiſche Räuber J. F. Exner. 
Literatur über ihn ſiehe in dem unter 4 angeführten Artikel. 
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brecher dieſer Art „des Landes zu verweilen und des Endes auf einem 
ausländiſchen ſegelfertigen Schiff unterzubringen“. Das preußiſche 
Kriminal⸗Departement hatte anfänglich dieſen Plan in einem Reſkript 
an die weſtpreußiſche Regierung für unzuläſſig erklärt. „Die in Süd⸗ 
preußen und Neuoſtpreußen vielfältig verübten Brandſtiftungen und 
Räubereien“ hatten aber ſchon längſt, wie der Großkanzler von Gold⸗ 
beck am 6. Juli 1800 König Friedrich Wilhelm III. berichtete, ſchärfere 
als die bisher exiſtierenden Strafmaßnahmen nötig gemacht. Das neu 
projektierte Kriminalſtrafgeſetz, in dem, ſo ſchrieb Goldbeck in einem 
Privatbrief dem Geheimen Kabinettsrat Beyme, nur „von Hängen 
und Rädern“ die Rede war, und das „damit unmöglich ein Glück 
machen könnte“, dieſes Geſetz wirkungsvoll zu ergänzen, kam der 
Großkanzler „auf ſeinen alten Plan der Deportation zurück“ und über⸗ 
ſandte Beyme ein von dem Geh. Rat Baumgarten ausgearbeitetes 
dahinzielendes Promemoria zur Vorlegung bei Friedrich Wilhelm III. 
Begründet wurde dieſe Idee, die, wie Beyme antwortete, „beim erſten 
Anblick etwas Auffallendes hatte“, mit den immer ſchwieriger werden⸗ 
den Zuſtänden des preußiſchen Strafvollzuges, der Überfüllung der 
zudem ſchlecht überwachten Feſtungen und Zuchthäuſer, der damit ver⸗ 
bundenen ſteten Zunahme der Koſten für die Verpflegung der Ver⸗ 
brecher und des Ausbaus der Verwahrungsanſtalten, dem häufigen 
Entweichen gerade der gefährlichſten Miſſetäter und dem, infolge der 
„offenen Lage Preußens“ und „des günſtigeren Strafgeſetzes“ reichen, 
Zuzug von Verbrechern aus den Nachbarſtaaten. Ein nachahmens⸗ 
wertes Beiſpiel glaubte der Großkanzler in der Deportation von 
Pfälzern nach Oſtindien (auf dem Wege über Holland) und in einer, 
wie ſich ſpäter herausſtellen ſollte, irrtümlich angenommenen Ver⸗ 
ſchickung von Mecklenburger Untertanen nach Sibirien gefunden zu 
haben. 

Nach unerwartet ſchneller und vorbehaltsloſer Zuſtimmung Fried⸗ 
rich Wilhelms III. zu dem Vorſchlage Goldbecks am 8. 7. 1800 ergingen 
durch das unter dem Miniſter Alvensleben ſtehende Auswärtige 
Departement ſofort Anweiſungen an die preußiſchen Geſandtſchaften in 
Hamburg, Amſterdam, Kopenhagen, Liſſabon, Madrid und Peters⸗ 
burg, die Geneigtheit der fremden Regierungen zur Aufnahme in die 
kolonialen Beſitzungen der jeweiligen Länder zu eruieren. Als Ver⸗ 
ſammlungs⸗ und Verſchiffungsort wurden zunächſt Königsberg, 
Danzig, Stettin, Emden oder Hamburg erwogen, und den pommer⸗ 
ſchen, oſtfrieſiſchen, den weſt⸗ und oſtpreußiſchen Regierungen und Hof⸗ 
gerichten und vor allem dem in der Deportationsangelegenheit bald 
eine wichtige Rolle ſpielenden Danziger Stadtgerichtsdirektor Grütz⸗ 
macher wurde der Auftrag zuteil, mit „einſichtsvollen Negotianten“ die 
Möglichkeit einer „Verſchickung preußiſcher Miſſetäter in einen ent⸗ 
fernten Erdteil“ zu beſprechen. Mit dem, auf die Ergebniſſe einer 
Konferenz der Danziger Kaufmannſchaft ſich ſtützenden Gutachten 
Grützmachers beginnen die faſt 1% Jahre ſich hinziehenden Erörte⸗ 
rungen mit den preußiſchen Reedereien über die Transportmöglich⸗ 
keiten von Deportanden in einen noch zu beſtimmenden Aufenthalts⸗ 
ort, mit deren zum Teil recht ausführlichen Begründungen ihrer Mei⸗ 
nung, daß die „vorhabende Deportation ein beinahe unlösliches Pro⸗ 
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blem“ ſei, ihrer Darlegung des Schiffs⸗ und Warenverkehrs aus den 
preußiſchen Häfen in andere Erdteile und ihren Koſtenberechnungen 
für die Deportation geben dieſe Gutachten (aus Emden, Leer, Stettin, 
Lübeck und wegen Pillau) ein aufſchlußreiches Bild der preußiſchen 
Schiffahrt um 1800 herum als auch der teilweiſe recht „kaufmänniſch“ 
eingeſtellten, die ſtaatlichen Erforderniſſe ſehr wenig berückſichtigenden 
Geſinnung der meiſten Reeder, Seglerhäuſer und Börſengeſellſchaften, 
letzten Endes kamen alle dieſe Gutachten auf die Erklärung der „Alder⸗ 
leute des Seglerhauſes Stettin“ hinaus, daß „kein Schiffer für keinen 
Preis auf eine ſolche weite Reiſe“ Verbrecher als Ladung aufzunehmen, 
ſich verſtehen würde, und, wie der Sprecher der Stettiner hinzufügte, 
„er ſelbſt ſich auch auf keinen Fall an einer derartigen Entrepriſe be⸗ 
teiligen würde“, und daß jeder Hafen den Nachbarhafen als für das 
Deportationsgeſchäft weit geeigneter empfahl. Grützmachers Plan 
ſelbſt ging dahin, von Danzig aus, das „nahe an hundert eigene 
Schiffe habe“, die Deportanden in kleinen Gruppen nach England ab⸗ 
zuliefern, zum Engagement auf engliſche Kriegsſchiffe (für die England 
nur „durch Preſſen der Matroſen“ oder „durch ungeheures Handgeld“ 
Beſatzungen zuſammenbringen könnte) oder zum Dienſt auf engliſche 
Handelsſchiffe, ein Vorſchlag, den Alvensleben ſchon deswegen für 
unausführbar erklärte, weil man bei dieſer Art der Landesverweiſung 
vor einer Rückkehr der Deportierten nicht ſicher wäre. Der als erſter 
einlaufende Bericht der oſtpreußiſchen Regierung vom 18. 8. 1800 hielt 
es, „da preußiſche Schiffe bekanntermaßen nicht nach fremden Erd⸗ 
teilen, nicht einmal ins Mittelländiſche Meer führen“, „weil dort kein 
Vertrag mit den afrikaniſchen Seeräubern beſtünde“, für gänzlich un⸗ 
möglich, einen realen Vorſchlag zu machen, ehe nicht „ein Überein⸗ 
kommen des Hofes mit fremden Mächten“ vorläge. Das oſtpreußiſche 
Hofgericht (Inſterburg), das Gutachten des Memeler Schiffahrts⸗ 
gerichts und einiger Kaufleute eingeholt hatte, riet überhaupt grund⸗ 
ſätzlich von einer Deportation ab: „kein (engliiher) Kapitän würde 
ſolche Menſchen zu Matroſen annehmen“ und „auch nicht als Sklaven 
erhandeln“. Dieſer Bericht verdient aus der Fülle der Gutachten be⸗ 
ſonders hervorgehoben zu werden, als er der einzige iſt, der für das 
Anrüchige und national Bedenkliche der ganzen Deportationsangelegen⸗ 
heit Verſtändnis zeigt, wenn er warnt, das Beiſpiel anderer Staaten 
nachzuahmen (deren Geſchichte der Deportation „höchſte Barbarei und 
einen Druck der Menſchheit“ zeige), und vor allem ſich „von der Ge⸗ 
fälligkeit fremder Staaten abhängig“ zu machens). Ratſchläge wie 
dieſer und auch die wenig Hoffnung erweckenden Gutachten der Stet⸗ 
tiner Schiffahrtsvereinigung wie auch der pommerſchen Regierung 
und des pommerſchen Hofgerichtes (Cöslin) konnten indeſſen den 
Großkanzler von Goldbeck in ſeinem Beſtreben, möglichſt noch im Jahre 


8) Hierzu ſei noch erwähnt, daß auch Schleſiens Miniſter, Graf Hoym, 
dem Großkanzler riet, in der Wahl der Deportanden „eher zu wenig als zu 
viel zu tun“ (Breslauer St. A. Rep. 199 XIV 10a). „Einer heilſamen Ein⸗ 
ſchränkung“ der Deportation dienen ſollte wohl auch der ſchon im Jahre 1800 
erſchienene Artikel: „Ueber die Strafe der Deportation in entfernte Erdteile“ 
in den „Annalen der Geſetzgebung und Rechtsgelehrtheit in den preußiſchen 
Staaten“ von dem Mitarbeiter am neuen Kriminalſtrafgeſetz, dem Juriſten 
E. F. Klein (Bd. 20, S. 303). 
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1801 die zur Verſchickung ſich „Qualifizierenden“ zu deportieren, nicht 
aufhalten, denn auch Friedrich Wilhelm III. drängte nun, ſo teilte der 
Geh. Kabinettsrat Beyme dem Großkanzler mit: „S. M. erkundigen 
ſich ſo oft, wie weit es mit der Angelegenheit der Deportation der 
Verbrecher gediehen ſei.“ Wenig erfolgverheißend ließen ſich zunächſt 
auch die Verhandlungen des Auswärtigen Departements mit den 
fremden Staaten über die Aufnahme der Deportanden in indiſche, 
afrikaniſche oder amerikaniſche Kolonien an. Der zuſammenfaſſende 
Bericht des Auswärtigen Departements (vom 20. 11. 1800) an Gold⸗ 
beck über die inzwiſchen eingelaufenen Geſandtſchaftsberichte erweiſt, 
neben der Unmöglichkeit, die Deportanden duch Hamburger „Seelen⸗ 
verkäufer“ nach Nordamerika ſchaffen zu laſſen, eine ſtrikte Zurück⸗ 
weiſung des preußiſchen Anſinnens für Portugal, Spanien und Hol⸗ 
land. Mit Frankreich (wegen Cayenne) zu verhandeln, hatte Alvens⸗ 
leben von vornherein als „prinzipienwidrig“ abgelehnt; es erſchien 
ihm untragbar, die Verbrecher „einer geordneten Monarchie“ mit 
denen „eines revolutionär⸗demokratiſchen Staates“ zu vermiſchen. Die 
„afrikaniſchen Barbaresken“ in Erwägung zu ziehen, verbot deren 
„abſchreckende Reputation“. Aus ſtanden noch die Antworten aus 
Dänemark (wegen Bornholm) und aus Petersburg in Hinſicht auf 
Sibirien. Bornholm als Deportierungsort hielt Goldbeck wegen der 
Möglichkeit „des leichten Entkommens“ für ungeeignet; der ablehnende 
Beſcheid des däniſchen Hofes wurde übrigens kurze Zeit ſpäter durch 
den preußiſchen Geſandten in Kopenhagen, Senfft v. Pilſach, ein⸗ 
gereicht. „Das letzte Refugium“ blieb alſo Sibirien, das die oſtpreußi⸗ 
ſche Regierung ſchon in ihrem Bericht vom 8. 8. 1800 als „einzigen, ihr 
bekannten geeigneten Ort zur Verbannung von Miſſetätern“ vor⸗ 
geſchlagen hatte. 

Den Auseinanderſetzungen über den Deportierungsort machte eine 
Nachricht des preußiſchen Geſandten in Petersburg, Grafen v. Luſi, ein 
Ende, der ankündigte, daß „nach einer mündlichen Erklärung des 
Grafen Roſtopſchin“ Kaiſer Paul J. geneigt ſein würde, dem „Begeh⸗ 
ren Sr. Kgl. Majeſtät“ um Aufnahme einer beſtimmten Anzahl preu⸗ 
ßiſcher Miſſetäter in Sibirien „freundſchaftlichſt zu willfahren“. Die 
beſtätigende Note Roſtopſchins datiert vom 18. 1. 1801. Nach ihr ſollten 
die Deportanden, und zwar nur die zu lebenslänglicher Haft ver- 
urteilten, nach Archangel gebracht und dort der ruſſiſchen Regierung 
zur Weitertransportierung nach Sibirien übergeben werden. Dieſer 
Sorge nun enthoben, entfaltete Goldbeck im Verein mit den Miniſtern 
Arnim, Schulenburg, Struenſee und Alvensleben eine eifrige Tätig⸗ 
keit, die Deportation von ungefähr 200 Häftlingen möglichſt noch im 
Jahre 1801 unter Vermeidung größerer finanzieller Belaſtung, „auf 
die ſicherſte und minder koſtbarſte Art“ ins Werk zu ſetzen. Mit der 
ſchleunigen Drucklegung und Überſendung des Goldbeckſchen Berichtes 
(vom 24. 2. 1801) an den König und der die königliche Abſicht beſtäti⸗ 
genden Kabinettsorder (vom 28. 2. 1801) an die Regierungen (Ober⸗ 
gerichte) und Hofgerichte der an der Nord- und Oſtſee gelegenen preu⸗ 
ßiſchen Provinzen und an den Danziger Stadtgerichtsdirektor Grütz⸗ 
macher begann die Suche nach dem preußiſchen Hafen, aus welchem 
„der Transport der Delinquenten am beſten und wohlfeilſten nach 
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Archangel bewirkt werden könne“; mit dem Rundſchreiben Goldbecks 
(vom 4. 3. 1801) an ſämtliche dirigierenden Provinzialminiſter und 
Obergerichte das Auswahlverfahren, die Aufſtellung der „Deſig⸗ 
nationen“ und „Spezifikationen“ der zur Deportierung „ ſich qualifi⸗ 
zierenden Subjekte“. Hinſichtlich der Zivilgefangenen in den Verwah⸗ 
rungsanſtalten Tapiau und Rößel oblag dieſe Pflicht der Regierung 
Königsberg. Die auf den Feſtungen Königsberg (Friedrichsburg), 
Memel, Pillau, Graudenz Inhaftierten wurden in Beſtandsliſten des 
Ingenieur⸗Departements zuſammengefaßt. Die eigentliche Auswahl 
wurde nach dem Willen Friedrich Wilhelms III. den Vorſtehern der 
Zucht⸗ und Arbeitshäuſer und Beſſerungsanſtalten und den Feſtungs⸗ 
kommandanten überlaſſen, die es „am ſicherſten beurteilen“ könnten, 
„wer zur Zahl ſolcher incorrigibler Böſewichter gehöre“. In Erweite⸗ 
rung der ruſſiſchen Annahmeerklärung verlangte Friedrich Wil- 
helm III. bei dieſen „Deſignationen“ außer einer Aufſtellung der 
„lebenswierig“ Verurteilten noch eine Spezifikation derjenigen, 
„welche wegen Brandſtifterei, Mord, Raub, gewaltſamen oder wieder⸗ 
holten gemeinen Diebſtahls oder gefahrvollen Betrügereien auf be⸗ 
ſtimmte Zeit oder bis zur Beſſerung oder Begnadigung verurteilt 
worden“ und „deportiert zu werden verdienen“. Die Kontrolle der 
„Deſignationen“ nahmen zunächſt die Obergerichte vor, denen die 
Inquiſitoriate und Untergerichte die Prozeßakten zur Nachprüfung zu 
überſenden hatten. 

Die größte Schwierigkeit machte aber vorläufig noch die Frage des 
Seetransportes. Noch fehlte der Hafen, von dem der Transport nach 
Archangel abgehen konnte, noch hatte ſich kein Reeder für dieſe — nicht 
nur wegen des Krieges des Nordiſchen Bundes mit England — für ſehr 
gefahrvoll betrachtete „Entrepriſe“ gefunden; noch auch war die See⸗ 
feſtung nicht ermittelt, die eine ſo große Anzahl gefährlicher, kühner 
und ſtets auf Flucht bedachter Verbrecher zu ihrer ſonſtigen Belegſchaft 
bis zum Verſchiffungstage aufnehmen konnte. Wie der Miniſter 
Struenſee am 7. 3. 1801 dem Großkanzler berichtete, waren im Jahre 
1800 nur 10 Schiffe unter preußiſcher Flagge nach Archangel gefahren, 
um dort ruſſiſche Waren (Talg, Leinſamen, Juchten, Matten, Hanf 
und Leinewand) aufzunehmen. Daß ſie die Reiſe dahin nur mit 
Ballaſt angetreten hatten, eröffnete für die Aufnahme von Depor⸗ 
tanden auf den Schiffen die günſtigſten Ausſichten. Dieſe Schiffe waren 
aus Holland, England und Hamburg, fünf davon aus Emden ab⸗ 
gefahren. Aus den Oſtſeehäfen war ein direkter Handel mit Archangel 
überhaupt nicht feſtzuſtellen. Trotzdem verſchiebt ſich der Schwerpunkt 
der Transportverhandlungen in dieſem Zeitabſchnitt der Deportations⸗ 
angelegenheit jetzt ſchon nach Altpreußen, nach Danzig vor allem. 
Danzig hatte auch ſchon der Sprecher des Stettiner Seglerhauſes, 
Kommerzienrat Stoltenburg, der, wie Goldbeck betonte, „den brauch⸗ 
barſten Vorſchlag gemacht“ und eine genaue Koſtenberechnung auf⸗ 
geſtellt hatte, als den für die Deportation geeigneten Hafen angegeben, 
der größere Schiffe als Stettin beſäße. Stettin weiſe nur einen größe⸗ 
ren Schiffahrtsverkehr mit Petersburg auf. Für eine Deportanden⸗ 
zahl von 200 Köpfen war nach ſeiner Meinung ein Schiff von min⸗ 
deſtens 120—130 Laſten Faſſungskraft notwendig. Das oſtpreußiſche 
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Kommerz: und Admiralitätskollegium forderte für 50—60 Mann einen 
Laderaum von 100 Roggenlaſtene). Stoltenburg hatte die Geſamt⸗ 
koſten der Schiffahrt für 200 Mann l(ausſchließlich der 30 Mann Schiffs⸗ 
beſatzung) auf 18 000 Reichstaler angegeben. In Oſtpreußen berech⸗ 
nete man pro Laſt 200 Reichstaler für eine Fahrt nach Archangel. 
Eine Beſtätigung des Stettiner Gutachtens gab ein Bericht Grütz⸗ 
machers, der zwar Handelsverkehr Danziger Reeder mit Archangel, 
allerdings nur für Rechnung Hollands und nur mit Rückfracht nach 
Holland, England und Hamburg meldete. Seinen raſtloſen Bemühun⸗ 
gen war es aber gelungen, einige angeſehene Danziger Schiffsbeſitzer 
für das Deportationsprojekt zu gewinnen. Der Danziger Kaufmann 
Hannemann, „einer der vorzüglichſten Schiffsreeder“, war bereit, den 
Transport zu übernehmen, wenn er 200 „Subjekte“ mindeſtens, bei 
möglichſt zeitiger Benachrichtigung (wegen der Rückfracht), die Trans⸗ 
port⸗ und Anterhaltskoſten bezahlt und die Sicherheit der Fahrt durch 
militäriſche Begleitmannſchaft und Päſſe (gegen Kaperei durch fremde 
Staaten) gewährleiſtet erhielte. Einen neuen Plan hatte der Dan⸗ 
ziger Reeder Labes, der „amerikaniſche Kommiſſionairs in Hamburg 
und Lübeck engagieren“ wollte, um durch ſie die Deportanden, vielleicht 
ſogar ohne Transportkoſten, nach den amerikaniſchen Kolonien, auf 
7 Jahre zunächſt, verladen laſſen wollte. Andere Wege ging das Dan⸗ 
ziger Handelshaus Simpſon, Riga als Ablieferungsort vorſchlagend, 
da der Landmarſch der Deportierten nach Sibirien ja auf jeden Fall 
über Tobolsk gehen müßte. Mit Erwähnung des Landestransportes von 
Archangel oder Riga aus war ein Thema angeſchlagen, das den Groß⸗ 
kanzler aufs äußerſte beſchäftigte. So gern er die Deportation als 
Strafe in das neue Kriminalgeſetz eingeordnet hätte, ſo ſehr ſchreckte 
ihn die Ungewißheit über die Höhe der Koſten für den Landtransport 
— der faſt ein Jahr dauern mußte — vor dem endgültigen Entſchluſſe 
zurück. Eine Anfrage darüber in Petersburg, wo ſich die Verhältniſſe 
durch die Emordung Pauls I. grundlegend geändert hatten, ja, wie 
Struenſee meinte, „das ganze Deportationsgeſchäft rückgängig 
machen“ konnten, hielt er für zu gefährlich. Die Vorſchläge der Reeder 
Hannemann und Labes nahm Goldbeck mit Befriedigung auf, und auch 
dem Könige würde es „ſehr wohlgefällig ſein“, ſo ließ er Hannemann 
antworten, „wenn die dortige Kaufmannſchaft ſich auch darin rühmlich 
gegen den Handelsſtand anderer preußiſcher Seeplätze auszeichne“. 
Mit dieſen „Seeplätzen“ — Emden, Leer, Lübeck und Stettin — waren 
inzwiſchen die Transportverhandlungen auf eine ganz entmutigende 
Weiſe im Sande verlaufen. Nur das Seglerhaus Stettin hatte ſich 
noch dazu verſtanden, die Verſchiffung der Deportanden auf einer 
anderen Schiffsroute, nach Petersburg nämlich, vorzuſchlagen. Ahnlich 
lautete auch der Bericht der oſtpreußiſchen Regierung vom 20. 3. 1801, 
der Narwa für die Ablieferung geeigneter als Archangel hielt, da „von 
Memel und Königsberg kein direkter Handel mit Archangel üblich 
wäre“ und ſich überhaupt „nicht leicht ohne gute Belohnung ein 
Entrepreneur finden möchte“. Das königliche oſtpreußiſche Kommerz⸗ 

2) „Im Siebenjährigen Kriege rechnete man bei dem Transport von 
öſterreichiſchen Kriegsgefangenen (von Stettin) nach Königsberg drei Mann 
auf die Laſt“, meldete Stoltenburg. 
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und Admiralitätskollegium, das zwar noch einen Bericht des Memeler 
Schiffahrts⸗ und Handelsgerichts abwarten wollte, glaubte auf Emden 
als den paſſenden Abſendeplatz verweiſen zu müſſen. Auch die Projekte 
der Danziger Reeder erwieſen ſich bald als unausführbar. Der Vor⸗ 
ſchlag Labes, dem Goldbeck „mit Verlangen“ entgegenſah, obwohl der 
preußiſche Reſident in Hamburg, Geſandter von Schulz, die Unmög⸗ 
lichkeit, Kriminelle nach Nordamerika zu verſchicken, bereits in ſeinem 
Berichte an Alvensleben dargelegt hatte, war bald durch den ableh⸗ 
nenden Beſcheid des Hamburger Handelshauſes Thornton & Power 
erledigt. Labes machte ſich, unter Billigung Goldbecks, zwar noch an⸗ 
heiſchig, die Deportation nach St. Domingo zu verſuchen und auch mit 
Frankreich Verhandlungen anzuknüpfen, doch liegen darüber keine 
aktenmäßigen Feſtſtellungen vor. Der Koſtenanſchlag des Reeders 
Hannemann, der, trotzdem ſich dieſes Handelshaus eigentlich mit dem 
Gewinn einer Rückfracht bezahlt machen wollte, ſehr hoch war, ließ 
den Miniſter Struenſee auf den Ausweg verfallen, den Bau eines 
eigenen preußiſchen Deportationsſchiffes und die Übernahme des 
Transportes überhaupt als ſtaatliches Unternehmen der Preußiſchen 
Seehandlungs⸗Sozietät vorzuſchlagen, als Grützmacher auch meldete, 
daß auch ihm nur Riga oder Petersburg als Ablieferungsplätze ge⸗ 
eignet erſchienen. Der Großkanzler, der ſeine Deportationshoffnungen 
ſchon auf die Zahl von 30—50 Deportanden herabgeſchraubt hatte und 
ſich zufrieden erklären wollte, „wenn wir es doch nur zu einem ein⸗ 
zigen Transporte bringen könnten. Das würde die Böſewichter ſicherer 
als Rad und Galgen aus dem Lande bannen!“, griff nun, wie er 
Grützmacher mitteilte, den Vorſchlag der oſtpreußiſchen Regierung auf 
Transportierung nach Narwa auf, ordnete eine, durch den Tod Kaiſer 
Pauls I. ſowieſo nötig gewordene, Anfrage in Petersburg über die 
Bewilligung Narwas als Ablieferungsort an, obwohl Alvensleben den 
neuen Kaiſer an die Zuſtimmung Pauls I. für gebunden hielt. Die 
dahingehende Kabinettsorder Friedrich Wilhelms III. hatte den Er⸗ 
folg, daß Graf Luſi bereits am 23. 4. 1801 mitteilen konnte, que le 
Gouvernement Impe£rial seroit dispose à admettre la designation au 
port de Narwa“. Damit entfielen die ſchon gehegten Hoffnungen auf 
Ablieferung der Delinquenten zu Lande (nach Grodno), obwohl man 
auch noch einmal einen Landtransport (unter preußiſcher Militär⸗ 
eskorte) nach Narwa über Oſtpreußen ins Auge faßte; die nun nötige 
Auswahl eines Oſtſeehafens (Struenſee erwähnte neben Swinemünde 
beſonders Pillau) rückte die Verhandlungen über die „Embarkierungs⸗ 
möglichkeiten“ nach Weſt⸗ und Oſtpreußen, zumal nach der Meinung 
Struenſees zweckmäßigerweiſe nur ein Hafen ausgewählt werden 
ſollte, deſſen benachbarte Feſtungen die meiſten Deportanden ent⸗ 
hielten, und das waren die Feſtungen Altpreußens. Die Überfüllung 
der altpreußiſchen Feſtungen erklärt ſich, abgeſehen davon, daß Oſt⸗ 
und Weſtpreußen eine im Vergleich mit den übrigen preußiſchen Pro⸗ 
vinzen unverhältnismäßig hohe Anzahl eingeborener Inhaftierter auf⸗ 
wies, durch die Tatſache, daß man damals die verurteilten Kriminellen 
Süd⸗ und Neuoſtpreußens wegen Raummangels in den Feſtungen 
dieſer neuen Gebietsteile auf die altpreußiſchen Feſtungen ſchaffte. 
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Nach der im Jahre 1798 in den Kleinſchen Annalen‘) erſchienenen 
Statiſtik ſaßen in dieſem Jahre in den Feſtungen Königsberg (Fried⸗ 
richsburg), Pillau, Memel, Graudenz, Danzig, im Fort Weichſelmünde 
und in den Verwahrungsanſtalten Tapiau und Rößel im ganzen 596 
Perſonen männlichen und weiblichen Geſchlechts. Ihre Zahl hatte ſich 
in den drei folgenden Jahren in erſchreckendem Maße vermehrt. So 
waren in Graudenz, das nach dem Berichte des Generals von Geuſau, 
des Vorſitzenden des preußiſchen Ingenieur-Departements, eigentlich 
nur 60 Gefangene aufnehmen konnte, nicht nur 24 dieſer „Baugefange⸗ 
nen“, ſondern auch noch 158 Köpfe der durch ihre Untaten in Weſt⸗ 
preußen berüchtigten Borowskiſche Diebes- und Räuberbande inhaftiert. 
Geuſau gibt das Faſſungsvermögen von Danzig mit 30, Pillau mit 
100, Memel mit 32 und Friedrichsburg mit 77 Gefangenen an. So war 
es nicht verwunderlich, daß er auf die Anfrage Goldbecks „keinen Ort 
an der Oſtſee“ wußte, der die Deportanden aufnehmen und vor allem 
ſicher verwahren könnte. Ein Hindernis waren nicht nur die geringen 
Raumverhältniſſe, ſondern auch die völlig unzulänglichen Sicherheits⸗ 
und Verwahrungsmöglichkeiten. Gleichzeitig mit den Deſignationen 
hatte Goldbeck auch einen umgehenden Bericht über den baulichen Zu⸗ 
ſtand der Feſtungen und Baukoſtenvorſchläge eingefordert, in der Ab⸗ 
ſicht, die beſſerungsfähigen Inhaftierten aus den „Laſterſchulen“ der 
incorrigiblen Verbrecher herauszuholen und vor allem auch für den 
Fall, daß die Deportationskoſten zu hoch würden, einige Feſtungen zur 
Hand zu haben, in welchen die zur Deportation Beſtimmten „in ſtreng⸗ 
ſter Haft“ genommen werden könnten. Die Gutachten der Feſtungs⸗ 
komandanten gerade Altpreußens geben im Verein mit den im ſelben 
Jahre (1801) niedergeſchriebenen Ermittlungen des Miniſters Arnim!) 
ein verblüffendes Bild der unglaublich mangelhaften Bau- und Sicher⸗ 
heitsverhältniſſe auf den preußiſchen Feſtungen und laſſen das häufige, 
von Arnim beklagte Entweichen gefährlicher Miſſetäter als beinahe 
ſelbſtverſtändlich erſcheinen. In der Feſte Friedrichsburg, in die erſt im 
Jahre 1800 eine große Summe verbaut worden war, hatten die Ge⸗ 
fangenen, nach dem Bericht des Kommandanten, die Möglichkeit, über 
den austrocknenden Feſtungsgraben zu entweichen, Pillau meldete 
„ſchadhafte Beſchaffenheit der Mauern“; im Anfang des Jahres 1801 
war dort ein „großer Durchbruch“ der Gefangenen geglückt, während 
der Ausbruch von 20 Mann der Borowski⸗Bande aus den Kaſematten 
der Feſte Graudenz, wo immer 20—25 Gefangene auf einer Pritſche, 
eng aneinandergepreßt lagen, im Winter des Jahres 1800/01 nur durch 
einen Zufall verhindert worden war. In Königsberg, deſſen Gefäng⸗ 
niſſe als „ſchlecht, unſicher und ungeſund“ bezeichnet werden, lagen die 
Aufenthaltsräume der Gefangenen der Schloßfrohnfeſte „an einem 
unter den Fenſtern des Gefängniſſes befindlichen ſtinkenden Sumpf“. 
„Die Behältniſſe der Baugefangenen in Danzig ſind ſo angelegt, daß 


10) Annalen der Geſetzgebung und Rechtsgelehrtheit in den preußiſchen 
Staaten, herausgegeben von D. Ernſt Ferdinand Klein, Berlin⸗Stettin 
(1798), Bd. 17, S. 159. 

11) A. H. von Arnim, Bruchſtücke über Verbrechen und Strafe oder Ge⸗ 
danken über die in den preußiſchen Staaten bemerkte Vermehrung der Ver⸗ 
brecher, Frankfurt und Leipzig (1803). 
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das Waſſer beſtändig von den Wänden herabläuft.“ Unter den Gefäng⸗ 
niſſen, von denen der die Bauverhältniſſe kontrollierende Bauaſſeſſor 
Dühring'?) berichtete, „fie würden ſich eher zu Begräbniſſen, wie zu 
Aufenthaltsorten für Lebendige ſchicken“, boten das abſchreckendſte Bild 
„die ſchrecklichen Polizeigefängniſſe von Elbing“, die ſelbſt der Marien⸗ 
werder Regierungspräſident „Abſcheu erregend“ nannte, in die man 
„nur mit Lebensgefahr gelangen“ konnte. Das Überwachungsſyſtem 
glich die angeführten Mängel keineswegs aus; als Beiſpiel ſei hier das 
Zuchthaus Rößel zitiert, wo man ſich „mit einem Inſpektor, mit einem 
Zucht⸗ und Werkmeiſter, mit zwei Stockknechten und einem Torwächter 
„für 150 unternehmende“ Häftlinge behelfen mußten). 

Die unterdes eingelaufenen Deſignationen der altpreußiſchen 
Feſtungen — Tapiau und Rößel meldeten keine „Qualifizierte“ — 
gaben zuſammen mit den Spezifikationen der anderen preußiſchen Pro⸗ 
vinzen die Unterlage für eine dem Könige unterbreitete Vorſchlags⸗ 
liſte, die zuerſt 60 Köpfe umfaßte, dann aber auf 77 „Subjekte“ er⸗ 
weitert wurde. (Schluß folgt.) 


Andreas Knorre und Johann Wienz 
Zwei Maler in Königsberg im Anfang des 19. Jahrhunderts. 


Seit den Zeiten des Herzogs Albrecht hatte Königsberg ſich keiner 
wirkſamen öffentlichen Kunſtpflege zu erfreuen. Wirkliche Talente wie 
Michael Willmann, Anton Möller u. a. wandten in der Jugend bereits 
ihrer Vaterſtadt den Rücken, da ſie keinen Boden zur Entfaltung ihrer 
Talente fanden. Es gab natürlich trotzdem einige tüchtige Maler in 
Preußen, aber nur wenige von ihnen leiſteten mehr wie das handwerk⸗ 
liche, und die darüber hinausgehenden Begabungen führten kein aus⸗ 
kömmliches Leben. 

Baczko ſagt in ſeiner Beſchreibung der Stadt Königsberg und aller 
daſelbſt befindlichen Werke (1790): „Schmerzlich muß es den Mann 
berühren, der Anlage und Gefühl für ſeine Kunſt im Buſen trägt, 
wenn er in ſeiner Vaterſtadt, weder Meiſter ſich zu bilden noch Auf⸗ 
munterung erhält und dieſe auswärts zu ſuchen durch drückende Armut 
— ein Los, das unſere meiſten Künſtler trifft — gehindert wird.“ 
Auf zwei Seiten ſeiner Schrift führt er dann mit kurzer Charakteriſtik 
die wenigen Perſonen auf, die er als „Künſtler“ bezeichnet. Insgeſamt 
ſind es 17 Namen, darunter Mechaniker, Goldarbeiter, Münzen⸗ 
medailleure, Stickerinnen und nur 6 Maler und 1 Bildhauer. Dieſe 
Künſtler malten Portraits und kopierten Kupferſtiche, nur ſelten 
ſchufen ſie eigene, wie man damals ſagte, Erfindungen. Dabei gab es 
in Königsberg im 18. Jahrhundert Kunſtfreunde und Sammler, die 
mit Geſchmack zu erwerben verſtanden, meiſtens aber niederländiche 
oder italieniſche Importware kauften. 

Der Stadtpräſident Theodor Gottlieb von Hippel (1741 bis 1796), 
ein vielſeitig gebildeter Mann und Freund Kants, war auch ein kennt⸗ 
nisreicher Gemäldeſammler und Kunſtfreund. Er hat den Mangel 


12) Arnim, a. a. O. S. 193/96. 
13) Arnim, a. a. O. S. 170. 
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einer Lehrſtätte für die Kunſt und das Kunſtgewerbe gefühlt, da er 
erkannt hatte, daß zur Pflege der Kunſt die Kunſterziehung gehört. 
Auf ſeine Anregung hin wurde in der Königſtraße im ſog. „Königs⸗ 
haus“ eine Kunſt⸗ und Handwerkerſchule errichtet. Die 
Leitung übernahm der aus Berlin geſandte Dekorationsmaler Pro— 
feſſor Janſon, von Hippel wurde zum Kurator beſtimmt. Anfangs 
ſperrten ſich freilich die Handwerksmeiſter dagegen, ihre Lehrlinge zur 
Schule zu ſchicken und die vom Magiſtrat und den Alterleuten der Gewerke 
erfolgten Aufforderungen zum Schulbeſuch hatten nur wenig Erfolg. 
Schließlich trug aber die gute Sache den Sieg davon und 1794 be⸗ 
ſuchten bereits 50 Schüler die Anſtalt. Da ſtarb Janſon (15. 3. 1794). 
Sein Nachfolger wurde der unfähige Kupferſtecher Darchow, unter 
deſſen Leitung die Schülerzahl auf 10 herabſank. Mit dem Tode 
Hippels (1796) war auch die treibende Kraft aus dem Unternehmen 
gewichen. Zur Unterſuchung der Verhältniſſe der Anſtalt ſchickte man 
aus Berlin den Geheimen Oberbaurat Eytelwein nach Königsberg, und 
Darchow wurde penſioniert. Nach einer am 28. Juni 1800 erfolgten 
Verfügung des Miniſters wurde nunmehr der Hiſtorienmaler An⸗ 
dreas Johann Friedrich Knorre mit 300 Talern Gehalt hierher⸗ 
geſandt und ihm der Titel „Profeſſor“, mit dem damals verſchiedene 
Privilegien verbunden waren, verliehen. Der Miniſter von Schrötter 
nahm die Belange der Schule weiter wahr und ſuchte die Anſtalt nach 
Möglichkeit zu fördern. Knorre kam mit ſeiner Frau, die eine ge⸗ 
ſchickte Miniaturmalerin war (Johanna Dorothea Luiſe, geb. Wahl⸗ 
ſtab, 27. 9. 1766 bis 2. 5. 1834) im Winter nach Königsberg. Auf der 
Reiſe ſtarb dem Ehepaar ihr 1799 in Berlin geborener Sohn, der im 
Januar 1901 in Braunsberg beerdigt wurde. Das war kein ver⸗ 
heißungsvoller Anfang für das Künſtlerehepaar! 

Der Meiſter ſelbſt war geborener Berliner (1763), war Schüler der 
Berliner Akademie unter Leitung des Direktors Bernhard Rode, 
der ſich auch um die Ausbildung der ſpäteren Gattin als Miniatur⸗ 
malerin ſehr verdient gemacht hatte. In Königsberg gab Knorre 
Unterricht im Freihandzeichnen und Boſſieren. Seine Stärke lag jedoch 
im Bildnis. Dieſen wurde Ahnlichkeit und ſorgfältige Ausführung 
von den Zeitgenoſſen nachgerühmt. Die zahlreichen auf uns gekomme⸗ 
nen Bildniſſe ſeiner Hand beſtätigen dieſes Urteil Auguſt Hagens. 
Seine hiſtoriſchen Gemälde ſowie auch die religiöſen Bilder waren 
ſchwunglos und akademiſch in braunen Tönen gehalten, und wenn 
Hagen von dieſen Kompoſitionen ſagt, ſie zeugen von Studium, ſo iſt 
damit eigentlich ſchon das Urteil geſprochen. Im Schloß befindet ſich 
ein derartiges Gemälde, die Königin Luiſe führt den jungen Kron⸗ 
prinzen in den Tempel der Minerva ein. In den Kunſtſammlungen 
der Stadt iſt eine heilige Familie. Beide Bilder ſtehen den Knorriſchen 
Portraits weſentlich an Friſche der Ausführung nach. 

Es war Knorre jedoch bald gelungen, ſich für das hieſige Kunſtleben 
einzuſetzen; denn 1806, als die Gemälde des Malers Philipp Hackert 
vor den Franzoſen aus Berlin hierher gerettet wurden, veranlaßte er 
ihre Ausſtellung und veranſtaltete damit die erſte öffentliche Kunſt⸗ 
ausſtellung in Königsberg. 1804, beim Tode Kants, formte er von 
dem Haupt des toten Philoſophen eine Totenmaske, und zwar vom 
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ganzen Kopf, nicht wie ſonſt üblich, nur vom Geſicht allein. Dieſer im 
Staatsarchiv aufgehobene Abguß trug 1880 weſentlich zur Identifi⸗ 
zierung der Gebeine Kants bei. Trotz der unruhigen Kriegszeiten ge⸗ 
lang es dem Künſtler reichlich Portraitsaufträge zu erhalten. Ja, es 
ſteigerte dieſe Tätigkeit noch, als im Winter 1807 (vor der Schlacht bei 
Pr. Eylau) viele ruſſiſche Offiziere ſeine Kunſt beanſpruchten. Die 
Ruſſen beſtürmten ihn mit Bitten, ſie zu portraitieren, ſo daß ihm ſeine 
Lehrtätigkeit zur Laſt wurde, und er den Miniſter und Staatskanzler 
von Hardenberg um einen vierteljährlichen Urlaub bat, den ihm der 
Miniſter jedoch abſchlug. Da legte Knorre am 8. 10. 1807 ſeine Lehr⸗ 
tätigkeit nieder, die nunmehr dem Maler Huhn übertragen wurde. Als 
nach dem Tilſiter Frieden die Portraitaufträge ſehr zurückgingen, 
wandte Knorr ſich wieder an den Miniſter mit der Bitte, in ſeine alte 
Stelle wieder einrücken zu dürfen. Er mußte ſich nun aber mit der 
zweiten Stelle, die nur 150 Taler Gehalt einbrachte, begnügen. Jedoch 
in der Zeit, in der die Königliche Familie in Königsberg Hof hielt 
(1808 und 1809) hat er wieder als Bildnismaler reichlich Gelegenheit 
gefunden, ſich zu betätigen. Sein öffentliches Wirken für die Kunſt in 
Königsberg iſt aber nunmehr wenig bemerkbar; denn obwohl er mit 
Auguſt Hagen befreundet war, erwähnt dieſer doch nur das Intereſſe 
der Frau Knorre für den 1831 gegründeten Kunſtverein. Er ſelbſt hat 
auch wenig dort ausgeſtellt. Wir verdanken Knorre jedoch eine Reihe 
guter und ähnlicher Bildniſſe, von denen wir folgende als bezeichnend 
aufführen wollen: Bildnis des Biſchofs Borowski in Lebensgröße in 
der Neuroßgärter Kirche. — Bruſtbild des Biſchofs B. in den ehemalig 
Kgl. Gemächern des Schloſſes. — Oberpräſident von Auerswald, ein 
ſehr gutes lebendiges Knieſtück im Staatsarchiv. — Kanzler von 
Schrötter im Oberlandesgericht. — Profeſſor Karl Gottlieb Hagen im 
Pharmazeutiſchen Inſtitut der Univerſität. — Profeſſor Schweigger im 
Botaniſchen Inſtitut. — Prediger Buſch und Frau, Oberbürgermeiſter 
Heidemann und Frau und das Familienbild des Apothekers Engel⸗ 
mann, alle drei im Stadtgeſchichtlichen Muſeum. — Das Bildnis ſeiner 
Familie, der Künſtler, ſeine Frau, die beiden ſtimmbegabten Töchter, 
die im damaligen Muſikleben der Stadt rühmlich genannt werden, 
den Sohn Julius Raphael und den Schwiegerſohn von Freymann 
darſtellend, befindet ſich in den Städtiſchen Kunſtſammlungen der Stadt. 
Für die Regierung Gumbinnen malte er drei Königsbilder und für 
die Univerſität das Bildnis des Kronprinzen, des ſpäteren Königs 
Friedrich Wilhelms IV. als Rektor. Ein Lutherbild in der Altſtädtiſchen 
Kirche ſcheint auch von ſeiner Hand zu ſein. Die wenigſten ſeiner 
Bilder ſind ſigniert. Das Kolorit ſeiner Bildniſſe iſt meiſtens in bräun⸗ 
lichen Tönen gehalten. Die Malweiſe glatt und wenig temperament⸗ 
voll. Aber die ſolide und ſorgfältige Durchführung zeigt, daß ihm die 
Zufriedenſtellung ſeiner Auftraggeber ſehr am Herzen lag. 

Nicht unerwähnt bleiben dürfen ſeine Dekorationsentwürfe für das 
damals neugebaute Stadttheater. Er hat für einzelne Szenenbilder 
und auch für einen Theatervorhang Enwürfe ausgeführt, die aus dem 
Beſitz des Profeſſor Hagen als Leihgaben des Kunſtgeſchichtlichen 
Seminars der Univerſität jetzt im Stadtgeſchichtlichen Muſeum auf⸗ 
gehoben werden. 
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Das Familienleben Knorres war ein ſehr glückliches. Eine Tochter 
war in Mitau an einen Oberlehrer von Freymann verheiratet, der 
Sohn war wie der Vater Maler geworden, hatte zuerſt von ihm Unter⸗ 
richt empfangen und nachher in Berlin bei Wach ſtudiert und ſich auf 
Reiſen und in Köln, Düſſeldorf weitergebildet. Er kehrte dann nach 
ſeiner Vaterſtadt zurück, um nach dem 1840 erfolgten Tode ſeines 
Vaters deſſen Stelle an der Kunſt⸗ und Gewerkſchule zu übernehmen. 
1884 ſtarb er in Königsberg an den Folgen eines Schlaganfalles. 


Hatte ſich die Familie Knorre um die Kunſterziehung in Königs⸗ 
berg Verdienſte erworben, ſo war der Maler Johann Wienz viel⸗ 
leicht einer der erſten einheimiſchen Landſchaftsmaler, der ſich mit Erfolg 
mit der Wiedergabe farbiger Anſichten von Königsberger Motiven be⸗ 
faßte. Seine Werke zeichnen ſich neben ſchöner Farbengebung durch 
ſehr exakte Ausführung aus. Als Vorſtandsmitglied des Kunſtvereins 
hat er über ſeine Tätigkeit als Maler hinaus ſich Verdienſte um die 
Allgemeinheit erworben. Wienz wird in Königsberg im Katalog der 
Kunſtausſtellung im Februar 1832 als Portraitmaler und Zeichen⸗ 
lehrer genannt. Er ſtellt damals ein Bild des Schloßteichs aus, von 
der Burgſtraße geſehen. Wir kennen außerdem eine Anzahl anderer 
Schloßteichbilder, von denen ſich mehrere im Stadtgeſchichtlichen Mu⸗ 
ſeum befinden. Wienz malte ſeine Bilder teils in Ölfarben, dann aber 
auch in der damals beliebten Deckfarbenmanier, mit der er ſehr fein⸗ 
tonige atmoſphäriſche Stimmungen zu erzielen weiß. Ein ſehr ſorg⸗ 
fältig ausgeführtes Interieur einer Gelehrtenſtube (Karl Gottlieb 
Hagen) befindet ſich im Neumannzimmer des Stadtgeſchichtlichen Mu⸗ 
ſeums. Er war kein geborener Königsberger, weshalb ihm vielleicht 
als Fremden die maleriſchen Ausblicke auf dem Schloßteich ſo anregend 
erſchienen, daß er dieſe Motive mit Variationen immer wiederholt hat. 
Seine Tätigkeit als Portraitmaler beſchränkte ſich in der Hauptſache 
auf die Anfertigung von Vorlagen für den Kupferſtich. In Scheffners 
Schrift „Mein Leben“, 1821 herausgegeben, iſt das Bild Scheffners 
von ſeiner Hand von Bollinger in Kupfer geſtochen. Desgleichen das 
Bildnis des Oberforſtmeiſters Jeſter in den Beiträgen zur Kunde 
Preußens. Auch die von Profeſſor David Blaeſing und Georg Criſtoph 
Piſanski, geſtochen von Meier, ſind von ſeiner Hand. Er überragte 
ſeine Königsberger Kollegen beſonders in ſeinen ſchönen Landſchaften. 
Er hat auch kleinere weniger bedeutende Genrebilder gemalt. 


Johann Wienz (auch Wientz oder Wiens geſchrieben) wurde zu 
Langfuhr bei Danzig am 16. 4. 1781 geboren. Er ſtarb gelegentlich 
einer Beſuchsreiſe in Elbing am 18. Auguſt 1849. Er beſuchte zuerſt 
die Königsberger Univerſität, bis er ſich ganz dem Zeichenunterricht 
mit Eifer und Liebe widmete. Der Kunſtverein rühmt ſeine Tätigkeit 
in den Berichten und widmet ihm einen ehrenvollen Nachruf. Sein 
Vater Hermann Wienz lebte in Langfuhr, ſpäter in Strieß bei Danzig. 
Seine Mutter Sahra war eine geborene Epp. Die Wienz waren eine 
in Altpreußen verbreitete Mennonitenfamilie mit künſtleriſcher Ver⸗ 
anlagung. Eine Nichte von Johann Wienz, Eliſabeth W., hat hübſche 
Kinderbildniſſe der ihr verwandten Familie Kauenhofen gezeichnet, 
von denen ſich zwei im Stadtgeſchichtlichen Muſeum befinden. 
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Wenn wir dieſe beiden Maler und ihr Wirken ſchildern, jo jollen 
damit nicht ihre künſtleriſchen Leiſtungen über das Maß gerühmt 
werden. Ihre Verdienſte liegen in ihrem Eintreten für die künſtleriſche 
Entwicklung unjerer Stadt. Aus der von Knorre geleiteten Kunſt⸗ und 
Gewerkſchule entwickelte ſich nachmals die Kunſtakademie, und Wienz 
lenkte die Blicke ſeiner Mitbürger auf die maleriſchen Schönheiten 
unſeres Schloßteiches und ſeiner Umgebung und war zugleich ein 
tätiges Mitglied des Kunſtvereins, dem wir die Schaffung unſerer 
Gemäldegalerie verdanken. Ed. Anderſon. 


Jahresbericht für das Jahr 1939 

Im Berichtsjahre wurden folgende Vorträge gehalten: 

9. Januar Herr Fuchs: Schotten in Preußen. 

13. Februar Herr Studienrat Privatdozent Dr. Schmauch: Koppernikus 
als Deutſcher. 

13. März Herr Rehberg: Johann Jacoby und ſein Kreis. 

10. April Herr Muſeumsdirektor Dr. Gauſe: Alte Königsberger Stadt⸗ 
pläne. (Mit Lichtbildern.) 

8. Mai Herr Dr. Schönborn: Erasmus Stella und die humaniſtiſche 

Geſchichtsſchreibung. 

Die ſonſt üblichen Vorträge im Oktober, November und Dezember 
mußten der Zeitlage halber ausfallen. 

Der Sommerausflug ging am 3. Juni unter ſtarker Beteiligung 
von Mitgliedern und Gäſten nach Medenau, wo unter ſachverſtändiger 
Führung die ſchöne alte Kirche und die Stätte der ehemaligen biſchöf⸗ 
lichen Burg mit ihren großen Wällen beſichtigt wurden. Von Medenau 
ging es nach Germau, deſſen Kirche in einem Flügel des ehemaligen 
Ordenshofes entſtanden iſt. Das ungewöhnliche Bauwerk veranlaßte 
lebhafte Erörterungen. Mittelalterliche Holzbildwerke und neu ent⸗ 
deckte Wandmalereien weckten lebhaftes Intereſſe. In beiden Kirchen 
gab Oberſtleutnant v. d. Oelsnitz aus ſeinen reichen Kenntniſſen 
genealogiſche Erläuterungen zu den vorhandenen Grabdenkmälern. In 
Palmnicken wurde Kaffee getrunken und der ſchöne alte Park be⸗ 
wundert. Auf dem Rückwege wurde am Fuße des Gr. Hauſenberges 
zur Beſichtigung der Wehranlagen Halt gemacht. 

Über die Hauptverſammlung, die ſatzungsgemäß am 13. Februar 
ſtattfand, iſt im Jahrgang 13 Nr. 4. der Mitteilungen berichtet worden. 

Eine eigene Publikation konnte im laufenden Jahre nicht heraus⸗ 
gebracht werden. Doch ſind wir in der Lage, den Mitgliedern eine 
Vereinsgabe für 1939 zu überreichen, da der Herr Oberbürgermeiſter 
der Stadt Königsberg durch Vermittlung des Herrn Dr. Gauſe das 
von unſerem Mitgliede Herrn Carl Schulz bearbeitete älteſte Bürger⸗ 
buch von Königsberg dankenswerterweiſe zur Aufnahme in die 
Schriftenreihe des Vereins zur Verfügung ſtellte. 

Der Verein verlor durch den Tod die Mitglieder: Se. Exzellenz den 
Wirklichen Geheimen Rat D. Friedrich von Berg, den Kaufmann 
Arthur Ebhardt und Dr. Winkler. Ausgetreten oder geſtrichen ſind 9, 
neu eingetreten 4 Mitglieder: Herr Dr. Strauß, Aſſiſtent am Stadt⸗ 
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geſchichtlichen Muſeum, Herr Paul Wenzel, ebenda, Herr Studienrat 
Luckenbach, Raſtenburg und Fräulein Studienrätin Annie Krüger, hier. 
Herr Poſtamtmann a. D. Funk, der als Major d. Reſ. Heeresdienſt 
leiſtet, hat wegen Überlajtung fein Amt als Kaſſenwart niederlegen 
müſſen. Ich ſpreche ihm für ſeine dem Verein geleiſteten großen Dienſte 
unſern herzlichſten Dank aus. An ſeiner Stelle habe ich Herrn Carl 
Schulz, der ſchon früher unſere Kaſſe jahrelang verwaltete, wiederum 
zum Kaſſenwart beſtellt. Dr Krollmann. 


Buchbeſprechungen 


Ehriftian Krollmann: Die Entſtehung der Stadt Königsberg (Pr) 
mit einem Geleitwort von Oberbürgermeiſter Dr. Will. Oſt⸗Europa⸗ 
Verlag Königsberg⸗Berlin. 28 S. mit 3 Illuſt rationen. 

Im Auftrage der Stadt Königsberg (Pr) — Stadtarchiv — iſt mit der 
Herausgabe einer Schriftenreihe begonnen worden, die ſich die Geſchichte 
und Kultur Alt⸗Königsbergs zum Ziel ſetzte und mit der eingangs er⸗ 
wähnten Abhandlung eröffnet wurde. Damit ſollte nach den einleitenden 
Worten des Stadtoberhauptes für den Autor als den einſtigen Direktor der 
Stadtbibliothek und des Stadtarchivs ſowie in dankbarer Anerkennung um 
ſeiner Verdienſte auf dem Gebiete der altpreußiſchen Landesforſchung eine 
beſondere Aufmerkſamkeit zum Ausdruck gebracht werden. 

Wie in ſeiner rühmlichſt bekannten Politiſchen Geſchichte des Deutſchen 
Ordens, ſo hat auch in der vorliegenden Arbeit der Verfaſſer die geſchicht⸗ 
lichen Zuſammenhänge aufgedeckt und ſtellt ſo die Stadtwerdung in das 
politiſche Geſamtgeſchehen der damaligen Zeit. So hören wir, wie die Stadt 
Lübeck in ihrem Streben zur Beherrſchung des Oſtſeehandels dem Orden 
1242 in einem Vertrage die Gründung einer Handelsſtadt als Stützpunkt 
des Oſthandels in der Nähe der Pregelmündung vorſchlägt, und wie bei der 
Wiederaufnahme der unterbrochenen Verhandlungen 1246 zur Erreichung 
des ee en Zieles ein Konſortium aus ratsfähigen Familienglie⸗ 
dern in Erſcheinung tritt, das noch in demſelben Sommer einen Kreuzzug 
ins Samland erwirkte, der den ſpäteren, bekannter gewordenen Zug des 
Böhmenkönigs Ottokar weſentlich vorbereitete. So tritt aus dem bisheri⸗ 
gen Halbdunkel der Vergangenheit das Lübecker Unternehmen und ſein Bei⸗ 
trag zur Gründung der Stadt Königsberg in das volle Licht geſchichtlicher 
Erkenntnis. Wenn auch der Weg der lübiſchen Hanſeaten bis zur ſchließ⸗ 
lichen Stadtgründung mancherlei Verzögerungen und Abwandlungen erfuhr, 
ſo weiß der Verfaſſer doch zu erhärten, daß ſie bei der 1263 zerſtörten erſten 
Stadtſiedlung ihre Hand im Spiel hatten und auch bei der darauffolgenden 
ſtark beteiligt geweſen ſind, unbeſchadet der ſchöpferiſchen Tätigkeit des Deut⸗ 
ſchen Ordens, ohne deſſen Schwertſchutz die Gründung nicht möglich geweſen 
wäre. Beide, das miſſionierende Rittertum und der aufſtrebende deutſche 
Bürger⸗ und Kaufmannsſtand, haben an der Gründung der alten Handels⸗ 
ſtadt am u der deutſchen Kultur im Oſten den gleichen Anteil. 

Eine das Verſtändnis der Arbeit fördernde Karte von Königsberg mit 
Schloß und älteſter Siedlung aus dem Jahre 1258, ein Urkundenabdruck in 

akſimile und der älteſte Siegelabdruck der Altſtadt werden als angenehme 
eigabe empfunden werden. Auch der Umſchlagdruck, der eine klare Wieder⸗ 
gabe des Behringſchen Stadtplanes in ſeiner Hauptpartie und darüber die 
drei Stadtwappen der einſtigen Stadtteile zeigt, iſt ſinngemäß und entſpre⸗ 
chend gewählt. Sahm. 


Richard Perdelwitz: Die Polen im Weltkriege und die internatio⸗ 
nale Politik. Leipzig: S. Hirzel. 283 S. (Grenzmärkiſche Forſchun⸗ 
gen Bd. 2.) 

Wilhelm Arenz: Polen und Rußland 1918—1920. Leipzig: S. Hirzel. 
107 S. (Grenzmärkiſche Forſchungen Bd. 3.) 
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Vor wenigen Jahren wurde in Schneidemühl das Inſtitut für Heimat: 
forſchung der Univerjität Berlin als Erſatz für die verlorene Poſener Aka⸗ 
demie und als Gegengewicht gegen das polniſche Weſtſlawiſche Inſtitut in 
Poſen gegründet. In Zuſammenarbeit mit der Grenzmärkiſchen Geſellſchaft 
zur Erforſchung und Pflege der Heimat hat es die Grenzmärkiſchen Forſchun⸗ 
gen geſchaffen, deren beide erſte Bände kurz vor dem Kriege mit Polen er⸗ 
ſchienen ſind. 

Perdelwitz behandelt in ſeiner eingehenden, vorwiegend auf polniſche 
Quellen geſtützten Darſtellung hauptſächlich die beiden Fragen, die die pol⸗ 
niſche Geſchichtsſchreibung nach dem Weltkriege bewegt haben; wodurch er⸗ 
hielt die polniſche Frage internationale Bedeutung? und wieweit haben die 
Polen ſelbſt, bzw. welche Gruppen und Perſönlichkeiten haben an der Neu⸗ 
gründung ihres Staates maßgebenden Anteil gehabt? Dabei bringt der 
Verf. vieles, was in Deutſchland bisher nicht allgemein bekannt war. Er 
geht aber in ſeinem Bemühen, die polniſche Gedankenwelt und die polniſche 
Arbeit hinter den Kuliſſen des Weltkrieges zu verſtehen und zu würdigen, 
ſo weit, daß er die deutſchen Darſtellungen der Entſtehung Polens als ent⸗ 
täuſchend bezeichnet, weil ſie die Frage allein vom deutſchen Standpunkt aus 
betrachten, daß er jeden Verſuch, im Streit der polniſchen Hiſtoriker ein 
Urteil zu fällen, nicht nur als fruchtlos, ſondern auch als taktlos bezeichnet 
und ſogar Erklärungen deutſcher Miniſter nicht aus deutſchen, ſondern in 
Rücküberſetzung aus polniſchen Quellen zitiert. Trotzdem iſt das Buch eine 
feſſelnde und lehrreiche Lektüre. Auch aus den polniſchen Quellen ergibt ſich 
im großen dasſelbe Bild, das wir aus deutſchen Darſtellungen kennen. Polen 
verdankte ſeine Entſtehung nicht eigener Kraft, ſondern einer einmaligen 
Gunſt der internationalen Lage und dem Umſtande, daß die Uneinigkeit bei 
den Zentralmächten noch etwas größer war als die zwiſchen den Alliierten 
und den polniſchen Gruppen und Parteien. Im politiſchen Intrigenſpiel iſt 
der deutſche Oſten verloren gegangen, und in ehrlichem Kampf iſt er wieder⸗ 
gewonnen. 

Zum Schluß ſei die Bemerkung nicht unterdrückt, daß die Lesbarkeit des 
Buches durch häufige Mißachtung der Regeln der Zeichenſetzung etwas be⸗ 
einträchtigt wird. 

Gewiſſermaßen in Fortſetzung der Arbeit von Perdelwitz ſtellt Arenz 
einen beſonders wichtigen Abſchnitt der polniſchen Geſchichte dar, den ruſſiſch⸗ 
polniſchen Krieg 1919/20. Als Nachſpiel des Weltkrieges fand er in dem 
erſchöpften und mit eigenen Sorgen beſchäftigten deutſchen Volke nicht die 
gebührende Beachtung, berührte aber gerade Oſtpreußen dadurch, daß da⸗ 
mals die Bewohner von Soldau auf das Ende der polniſchen Fremdherr⸗ 
ſchaft hofften und ein Teil der ruſſiſchen Truppen nach ihrer Niederlage die 
oſtpreußiſche Grenze überſchritt. Arenz behandelt den militäriſchen Verlauf 
des Krieges verhältnismäßig kurz, um ſo eingehender die Entwicklung der 
politiſchen Lage, die zu dem von beiden Seiten improviſierten Kriege führte, 
und bringt aus dem reichen polniſchen und ruſſiſchen Schrifttum viele inter⸗ 
den Einzelheiten, die manche Zuſammenhänge in neuem Lichte erſcheinen 
aſſen. 

Inzwiſchen hat ſich das Wort bewahrheitet, das General Weygand ſchon 
1920 geſprochen hat: „Polen iſt reif für eine vierte Teilung.“ Ob und wie⸗ 
weit die ſo verheißungsvoll begonnene Arbeit des Schneidemühler Inſtituts 
durch die neuen Grenzen im Oſten berührt oder verlagert wird, ſteht wohl 
noch aus. Es wäre aber zu wünſchen, daß die Grenzmärkiſchen Forſchungen 
in irgendeiner Form weitergeführt werden. Fritz Gauſe. 


Der heutigen Nummer liegt ein Proſpekt der Firma Oſt⸗Europa⸗Verlag, 
G. m. b. H., Königsberg (Pr), bei, worauf wir beſonders aufmerkſam machen. 
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